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Amtlicker Teil
Konsularische Vertretung

ver Republik El Salvador
Der zum Generalkonsul von El Salvador in Hamburg

ernannte Dr. Jorge A . Paredes ist zur Ausübung kon-
ssularischer Amtshandlungen in Baden zugelassen worden .

-«- Die Regierungserklärung
Die Regierungserklärung , die gestern vom Reichskanz¬

ler Dr. Brüning verlesen wurde , formuliert nochmals die
Grundsätze einer Politik , von der allein man sich eine
Besserung unserer finanz - und wirtschastspolitischen Lage
persprechen kann . Und man kann es begreifen , daß —
nach den bis jetzt vorliegenden Meldungen — die Rede
auch bei solchen Mittelparteien Eindruck gemacht hat .
Hie in der letzten Zeit dem Kabinett mit betonter Reserve
gegenüberstanden . Wahrscheinlich haben dabei gleichzeitig
Puch gewisse nationalsozialistische Anträge mitgewirkt ,
jjbie so beschaffen sind , daß sie Parteien , wie der Wirt -
gchaftspartei und der Deutschen Volkspartei , gewiß nicht
gefallen können .

Ä^enn in einem Teil der Berliner Presse gesagt wird ,
Hie Erklärung enthalte nichts Neues , so ist das nicht rich¬
tig . Die Ausführung Brünings enthielt sogar eine Reihe
jneuer Punkte . Da wäre zunächst der Passus zu erwähnen ,
(bei sich auf die Außenpolitik bezieht . Wenn der Reichs -
Kanzler auch eine Politik der Abenteuer ablehnt und wei -
terhin den Weg des Friedens gehen will , so hat er doch
nicht gezögert , festzustellen , daß seit der Sachverstän -
Äigenkonferenz in Paris die allgemeine Wirtschaftslage
!in Deutschland und in der Welt nicht , wie man damals
annahm , immer besser, sondern immer schlechter gewor -
«den ist. Und er hat das Ausland gemahnt ^ vor den tie -
Uferen Ursachen unserer innerpolitischen Entwicklung nicht
» ie Augen zu verschließen . Unser Volk und besonders die
fugend sei aufs tiefste erregt , daß nicht einmal die Be -
Stimmungen des Versailler Vertrages , die zu unfern
Gunsten sprechen, eingehalten werden . Das sei ein un -
Kaltbarer Zustand .

Neu in der Rede ist ferner die Ankündigung , daß die
Regierung alle vertraglichen Möglichkeiten zum Ausbau
der Landesverteidigung im Rahmen des finanziell An -
gängigen ausnutzen wird . Sie werde sich tatkräftig für
die Erhaltung der Wehrhaftigkeit einsetzen .

Neu war sodann die Mitteilung , daß die Ruhrkohlen -
inöustrie dem Reichskanzler ihre Bereitwilligkeit zu einer
durchschnittlichen 6proz . Senkung der Kohlenpreise ab
1 . Dezember ausgesprochen habe .

Was den sonstigen Teil der Rede betrifft , so schätzt sie
den Steuerausfall für dieses Etatjahr auf 430—600 Mil¬
lionen ! Für das nächste Etatjahr aus eine MilliardeI
Eine dauernde Senkung des Reallohnes will die Reichs -
regierung nicht, sie will aber das unhaltbar gewordene
deutsche Preisgebäude ins Wanken bringen . Dazu sei
notwendig , daß „auch eine gewisse Beweglichkeit in die
Gehälter und Löhne gebracht werde "

, das heißt also , daß
diese Gehälter und Löhne reduziert werden . Im übrigen
könne man nicht Sozialpolitik iu luftleerem Räume trei -
ben . Dringendstes Gebot sei die staatliche Agrarhilfex
und zwar müsse man für den Schutz der Landwirtschaft
gegen die Überschwemmung mit ausländischen Produkten
Jorgen .

Angekündigt werden in der Rede das Arbeitsschutz -
gesetz, ein Bergarbeitergesetz , eine Neuregelung der Un -
fallverhütung und der Sozialversicherung sowie der Ent -
Wurf eines Tarifvertragsgesetzes . Offenbar wird die Re -
form der Arbeitslosenversicherung , von der ja ausschließ -
lich unsere ganze Finanz - und Wirtschaftspolitik im In -
nern abhängt , vom Kanzler als etwas betrachtet , was
mit der hier angekündigten allgemeinen Neuregelung der
Sozialversicherung zusammenhängt . Eine solche Reform
der Arbeitslosenversicherung , die nun endlich jeglichen
Mißbrauch auszuschließen hätte , würde vor allem in den
Kreisen der Beamtenschaft sehr beruhigend wirken , weil
man es dort nicht verstehen kann , daß den Beamten Opfer
in Gestalt von Gehaltskürzungeil zugemutet werden , wäh -
rend auf dem Umwege über die Arbeitslosenversicherung
neben den durchaus berechtigten Unterstützungen Mil -
lionen und Millionen von Reichsmark am uurechten Platz
ausgegeben werden . Immer wieder wird man darauf
aufmerksam machen müssen , daß es nicht der Gedanke
der Arbeitslosenversicherung als solchen ist, der diskutiert

Letzte Nachrichten .
Die politische Tage

Die Gefahren für die Regierung
M . 9 t r l i » , 17. Oktober. ( Priv .-Tel .) I « der heutigen

Reichstagssitzung (über die wir cm anderer Stelle be¬
richten» wurde die zweite Lesung des Gesetzentwurf » betreffend
den Überbrückungskredit beendet und der Entwurf
dem Ausschutz überwiesen . Er wird morgen wieder auf die
Tagesordnung gesetzt werden zur dritten Lesu » « , so
daß die Entscheidung ungefähr gleichzeitig mit der über
die Mißtrauensvoten und die andern Anträge , wie
z. B . de» auf Aufhebung der Notverordnung »
fallen wird .

Im Regierungslaser ist man der Überzeugung , daß
sich die Lage erheblich gebessert hat. Die Sozial -
demokraten werden unter alle « Umständen dem Kabinett
ihre Unterstützung leihen . Allerdings muß man damit rech-
ne «, daß einige radikale Abgeordnete fehlen werden . Darin
liegt natürlich eine gewisse Gefahr , da es bei den Abstimmun -
gen voraussichtlich auf jede Stimme ankommt . Kerner wird
der sozialdemokratische Antrag , der Reichsarbeitsmini -
st e r solle den Schiedsspruch im Metallarbeiter -
k o n f l i k t nicht für verbindlich erkläre», als eine schwere
Gefahr betrachtet. Es scheint nämlich, daß er angenommen
werden wird , da sowohl die Kommunisten wie voraussichtlich
auch die Nationalsozialisten dafür eintreten werden . Sachlich
aber ändert das an der Lage nichts, den« auch die Annahme
eines solchen Antrags würde den Reichsarbeitsminister in kei -
ner Weise festlegen . Er könnte also , immer vorausgesetzt , daß
dte Dinge weiter . im übrigen glatt verlause », « ach der Bert »-
gung des Reichstags sich so entscheiden, wir er es für richtig
hält .

Kritisch ist nur eine einzige Frage . Es besteht nämlich
die Möglichkeit, daß das Mißtrauensvotum gegen
den Reichsaußenminister Curtius angenommen
wird, da auch Teile der Mitte , nämlich die von den Deutsch »
nationalen abgesplitterten Gruppe« in diesem Sinne stimmen
werden . I « politischen Kreisen glaubt man aber, daß der
Reichspräsident den Dr. Curtius zum mindeste» mit der
provisorischen Weiterführung der Geschäfte betrauen werde ,
so daß bis zum Dezember keinerlei Veränderungen im Kabinett
vor sich gehen würde .

wird , sondern die zum Mißbrauch einladenden Bestim -
mungen des Arbeitslosengesetzes .

Heute beginnt die Debatte über die Regierungserklä -
rung . Morgen sollen dann die Abstimmungen stattfin »
den . Man hofft neuerdings , daß ohne Antrag auf Über «
gang zur Tagesordnung die Mißtrauensvoten gegen die
Regierung mit einer schwachen Mehrheit abgelehnt wer »
den können , falls nämlich Deutsche Volkspartei , Christ -
lich -Soziale und Wirtschaftspartei für die Regierung
stimmen . Die Landvolkpartei ist ja inzwischen offiziell
in die Opposition gegangen .

Was den von der Sozialdemokratie eingebrachten An »
trag anbelangt , das Reichskabinett möge dem Reichs -
arbeitsminister nahelegen , den Schiedsspruch im Metall -
arbeiterkonslikt nicht für verbindlich zu erklären , so rech-
net man damit , daß er im Reichstag eine Mehrheit fin -
det . Man muß sich ganz klar darüber sein , daß eine
Außerkraftsetzung dieses Schiedsspruchs schon allein des -
halb , weil im Hinblick auf die 6—8proz . Lohnkürzung
Preissenkungen angeordnet worden sind , zu neuen Er -
fchütterungen der Preispolitik führen würde . Daß die
Wirtschaftspartei und die Deutsche Volkspartei eine
Außerkraftsetzung des Schiedsspruchs nicht ruhig hinneh -
men würden , ist gleichfalls zu erwarten . Die Entschei -
dung des Kabinetts in dieser Frage könnte noch in aller -
letzter Stunde zu der Klippe werden , an der alles schei-
tert .

Zu beachten ist schließlich die Tatsache , daß nunmehr
die bereits erlassenen Notverordnungen vom Reichstag
in Ausschüssen beraten werden . Von diesen Beratungen
wird man sich kaum etwas Gutes versprechen dürfen .
Man vermag überhaupt nicht recht zu erkennen , wie es
möglich sein soll, das Neue Finanz - ' und Wirtschaftspro -
gramm der Reichsregierung gerade in diesem Reichstag
zur Verabschiedung zu bringen , ohne daß es von den
Anschüssen und den Parteien bis zur Unkenntlichkeit
zerstückelt wird . Immerhin will der Reichskanzler den
Versuch wagen ; er ist entschlossen, alle parlamentarischen
Möglichkeiten auszunutzen .

Mirtsekattlicke Nmsckau
Beruhigung am Devisenmarkt — Der Zins für die Auf -
wertungshypotheken — Der neue Hypothekenbaiikentrust

Am Devisenmarkt ist gestern vollkommene Beruht -
gung eingetreten . Die Reichsbank , deren Jnanspruch -
nähme in den letzten Tagen an Devisenbeträgen immer
geringer geworden war , brauchte am Donnerstag über -
Haupt Nicht mehr einzugreifen , und die durch Hamster -
nachfrage und Materialknappheit überhöhten Kurse der
fremden Noten gingen stark zurück. Was weiter kommt ,
hängt natürlich sehr von der innerpolitischen Lage , auch
von der morgen akut werdenden Zustimmung des Reichs -
tags zum Überbrückungskredit des internationalen Kon -
sortiums ab .

Der Devisenmarkt kann geradezu als das Barometer
der innerpolitischen Lage angesehen werden , zumal sich
hier ja auch zunächst und unmittelbar die Folgen der
Kapitalflucht geltend machen. Im Ausland , namentlich !
in der besonders „bevorzugten " Schweiz ist als Folge
eine weitgehende Übersetzung des Marktes mit kurzfristi -
gen Mitteln eingetreten , für die irgendwelche Verwen -
dung , selbst zu den bescheidensten Sätzen , zu fehlen be-
ginnt , so daß dieBanken schon vielfach neue Depositen aus
Deutschland ablehnten und nicht nur den Zinsfuß im -
mer weiter herabsetzten , sondern in einzelnen Fällen Zins -
abgütung überhaupt verweigerten . Nicht anders sieht es
in Holland aus , wo in Amsterdam tägliches Geld von
2 auf % und 1 Proz . zurückging . Dabei müssen wir
alles , auch das als Auslandgeld wieder herein -
kommende geflüchtete Kapital hoch verzinsen , ivas
den Krebsschaden der Kapitalflucht so recht illu¬
striert .

Die Reichsbank hat dieser Tage in einer Verlautba -
rung erklärt , daß bei Fortdauer der Kapitalflucht eben
eine neue Diskonterhöhung kommen müsse. Sie hat da-
bei auch auf das letzte und im Notfall unumgängliche
Mittel hingewiesen , den Notenumlauf den Deckungs -
Mitteln anzupassen . Weitere Goldabgaben infolge wei-
terer Devisenanforderungen müssen schließlich zur Ein -
fchränkung des Notenumlaufs mit Hilfe von Kredit -
restriktionen führen , um den Notenumlauf dem ge-
schwächten Goldbestand anzupassen und die gesetzlich vor -
geschriebene 40proz . Deckung der Noten weiter sicherzu¬
stellen . Die Reichsbank nannte das ausdrücklich die
ultima ratio , den letzten , allerdings sehr wirkungsvollen
Ausweg , und wies auf die großen Schwierigkeiten hin ,die dadurch der Wirtschaft entstehen müßten .

Das sind die Mittel , deren verstärkte Anwendung un -
umgänglich ist, um die Stabilerhaltüng der Währung ,die ja die erste Pflicht der Reichsbank ist, zu gewähr -
leisten . Daß dadurch die Folgen des Fortdauerns der
politischen Zerfahrenheit und eines Nichtvorwärtskom -
mens in der Finanzsanierung jedem Deutschen immer
empfindlicher fühlbarer werden müßten , hat auch das
Gute einer unmißverständlichen Unterstreichung der Not -
wendigkeit , endlich zu sachlicher Arbeit zu kommen. Nur
mit sachgemäßer Ordnung von Finanzen und Wirtschaft ,
nicht mit Agitation und derartigen Anträgen , wie sie
nun dem Reichstag in Fülle vorliegen , ist die Not der
Zeit zu bannen .

*
Das neue Aufwertungsgesetz für die Vorinflations -

Hypotheken , das am 1 . Oktober in Kraft getreten ist , ge -
stattet dem Gläubiger , die Aufwertungshypothek mit einer
Frist von einem Jahr erstmalig zu Ende 1931 zu kün-
digen . Somit werden zum 1 . Januar 1932 alle Auf -
Wertungshypotheken , die bis dahin mit 5 Proz . zu ver -
zinsen sind, zur Rückzahlung fällig , soweit sie gekündigt
werden . Die Reichsregierung hat sich durch das obige Gesetz
bemüht , eine langsamere Umschuldung zu ermöglichen
und die Zusammenballung von Fälligkeiten in Höhe von
vielen Milliarden auf einen Termin zu verhindern . Es
sind nämlich Maßnahmen vorgesehen , um kapitalschwa-
chen Schuldnern Schutz zu gewähren , so daß u . a . der
Schuldner im Fall der Kündigung bei den Aufwertung ?-
stellen eine Zahlungsfrist beantragen kann . Außerdem
soll ein ^ «gemessener "

, also auf jeden Fall erhöhter
Zinsertrag , für die 25 Proz . der ursprünglichen Hypo-
theknsumme gewährt werden . Wieviel Arbeit die Auf -
Wertungsstellen bekommen werden , und in wieviel Fäl -
len die Gläubiger zunächst von der Kündigung absehen
werden , hängt natürlich sehr von der Höhe des ab
1. Januar 1932 zu zahlenden Aufwertungszinse » ab .



Die Regierungserklärung im Ikeiebswg
' Beginn der potttischen Aussprache

Reichskanzler Dr . Brüning hat am Donnerstag im Reichs -
tag das Regierungsprogramm vorgetragen als Vertreter eines
Kabinetts , hinter dem nur eine Minderheit der Parteien des
neue » Reichstages steht. Er mutzte dabei auch für die Not -
Verordnung eintreten , deren Inhalt vom alten Reichstag ver -
warfen worden ist mit dem Effekt der Reichstagsauflösung .
Angesichts dieser parlamentarischen Lage war es eigentlich
überraschend , daß die Kanzlerrede , abgesehen von Protest -
kundgebungen der radikalen Flügelparteien , vom Reichstag
mit einer gewissen Sympathie aufgenommen wurde . Viel
Neues konnte naturgemäß Dr. Brüning nicht sagen . Er kün¬
digte ein umfassendes Reformprogramm für Wirtschaft und
Finanzen an . Er sieht das Mittel zur Behebung der gegen -
wältigen schweren Krise im Preisabbau und Sparsamkeit und
in einem Finanzausgleich , der den Gemeinden auch die Ver -
antwortung für die Einnahmen auferlegt . Er will die Real »
löhne nicht herabsetzen , hält aber eine vorübergehende Sen -
kung der Gehälter und Löhne sür notwendig zur Erreichung
der Preissenkung . In seinen Ausführungen zur Außenpolitik
betonte der Kanzler die Notwendigkeit , der feit dem Abschluß
des Uoungvertrages eingetretenen Verschlechterung der dem -
schert Wirtschaftslage Rechnung zu tragen und auch jene Ver -
sailler Vertragsbestimmungen durchzuführen , die zu Deutsch -
lands Gunsten sprechen, besonders im Hinblick auf die Ab-
rüstungssrage .

Bei den Ausführungen , in denen Dr . . Brüning sich gegen
die Aufhebung der Notverordnung wandte , war von beson -
derer Bedeutung ein Satz . Er erklärte sich damit einverstan -
den , daß die Notverordnung einem Reichstagsausschuß über -
wiesen werde und daß dort Verbesserungen vorgenommen
werden , wenn sie Zweck und Ziel der Verordnung nicht ge-
sährden . Diese Erklärung wurde im Reichstag als der
Brückenschlag zur Sozialdemokratie betrachtet . Die sozial -
demokratische Fraktion hat bereits erklärt , daß sie nicht die
Aufhebung der Notverordnung , sondern nur ihre Verbesse -
rung im Wege der Ausschußberatung verlangt .

Nachdem der Kanzler diesem Verlangen nachgegeben hat ,
dürfte er wenigstens für die nächsten schwierigen Monate auf
eine gewisse Unterstützung durch die größte Fraktion des
Hauses rechnen können . In dieser Beziehung war eine ge-
schäftsordnungsmäßige Abstimmung symptomatisch , die bei der
Festsetzung der Tagesordnung für die Freitagssitzung erfolgte .
Zu den vielen Anträgen und Gesetzentwürfen , die mit der
Beratung der Regierungserklärung verbunden wurden , ge-
hört auch das Schuldentilgungsgesetz . Das Zentrum hatte ,
einem Wunsche des Kanzlers entsprechend , beantragt , daß
diese Vorlage besonders zur ersten Beratung kommen soll.
Dagegen waren die Kommunisten , Nationalsozialisten ,
Deutschnationale und Landvolk Die Sozialdemokraten stimm -
ten aber zusammen mit der Regierungsmitte für den Zen -
trumsantrag . So siegte die Partei des Reichskanzlers mit
einem Stimmenverhältnis von 295 gegen 219 Stimmen . Es
ging hier um eine Tagesordnungsfrage , aber es verstärkt sich
die Überzeugung , daß die hier gezählte Mehrheit von 76 Stim -
men die Mehrheit ist, auf die das Kabinett Brüning wenig -
stens in der nächsten Zeit im Reichstag rechnen kann .

*
Am heutigen Freitag begann die Sitzung schon um 10 Uhr .

Nach der Beratung des Schuldentilgungsgesetzes soll die große
politische Aussprache über die Regierungserklärung beginnen .

Zunächst kommt zur ersten Beratung der Gesetzentwurf über
die Schuldentilgung .

Abg. Dr. Neubauer (Komm . ) beschuldigt die Nationalsozia -
listen , daß kurz vor dem Hitlerputsch ihr theoretischer Krön -
leuchter Feder sein Kapital ins Ausland gebracht habe . Es
kommt zu lärmenden Zwischenrufen , und Präsident Löbe
kann nur mit Mühe Ruhe schaffen . Die Kommunisten ver -
langten dagegen die Einstellung der Tributleistungen , und sie
würden auch das vorliegende Gesetz ablehnen .

Abg. Feder (Nat .-Soz . ) bezeichnet zunächst die von Dr. Neu -
bauer gegen ihn erhobene Beschuldigung der Kapitalverschie -
bung als eine Lüge . Er erhält einen Ordnungsruf , wie auch
der Kommunist Neubauer auf einen Zwischenruf . Die Na -
tionalsozialisten müßten beantragen , daß die Überschrift des
Gesetzes dahin geändert werde , daß es heiße „Gesetz zur Er -
höhung der Schulden "

. Vielleicht werde jetzt noch die Deutsche
Reichspost dem Auslande ausgeliesert . Es werde nur ein
Loch mit dem anderen zugestopst . Die wirklich deutschen Par -
teien müssen diese Vorlage ablehnen und mit der Vorlage
muß auch die Regierung verschwinden .

Abg . Dr. Quaatz (Deutschn . ) stimmt dem Vorredner in der
Verurteilung der Vorlage zu . Der Finanzminister hat von
deutschen Banken nicht das Geld bekommen , das er gebrauchte .

Reichsfinanzminister Dietrich gibt dann eine zahlenmäßige
Aufstellung der schwebenden deutschen Schuld . Diese deutsche
»Schuld betrage 1218 Milliarden . Die große Belastung durch

die gesteigerte Arbeitslosigkeit habe eine Verminderung dieser
Schulden verhindert . Mit den für die Arbeitslosenunter ,
stützung vorgesehenen Mitteln komme man nicht aus . ES
seien 300 Millionen mehr erforderlich . Die finanzielle Lage
werde unter diesen Umständen am 1 . April 1S31 die gleiche
sein wie am 1 . April 1930. Mit der in dem vorliegenden
Gesetz enthaltenen Anleihe werde es gelingen , den Etat zu
balancieren und die schwebende Schuld abzudecken .

Von den Nationalsozialisten werden diese Ausführungen
des Ministers fortwährend durck laute Zurufe unterbrochen .
Der Reichsfinanzminister Dietrich erklärt dann mit erhobener
Stimme , bei den Verhandlungen über die Auslandsanleihe
habe er mit keinem Wort die Verpfändung irgendeines dm «,,
sehen Monopols zugesagt oder versprochen , daß Deutschland
auf eine Anwendung der ihm günstigen Bestimmungen des
Uoungvertrages verzichten werde . ( Einige Nationalsozialisten
machen dem Minister fortwährend so laute Zurufe , daß die
letzten Sätze seiner Rede kaum verstanden werden können .
Am Schluß klatschen die Abgeordneten der Mitte Beifall .

Abg . Keil (Sozdem . ) nennt die Deutschnationalen Phari .
säer , denn die Rechtsregierungen Hütten einen großen Teil
der Schuld an der Finanznot des Reiches . Die sozialdemo -
kratische Fraktion wolle mit allen Kräften daran arbeiten ,
daß die Reichsfinanzen in Ordnung gebracht werden . Das
liege gerade im Interesse der deutschen Arbeiterschaft . Der
Redner verliest dann das Protokoll der Vernehmung eines
Münchener Polizeibeamten , der ausgesagt hat , der Abg . Fe -
der habe im November 1923 von seinem Bankhaus ein be-
trächtliches Aktienpaket abheben wollen mit der Begründung ,
er brauche es als Pfand für die Aufnahme einer größeren
Geldsumme . Wenige Tage später sei der Hitlerputsch aus -
gebrochen und Feder habe eine Verfügung erlassen , in der
alle Bankabhebungen mit Strafe bedroht werden .

Abg . Dr. Bang (Deutschn . ) bestreitet nicht den ehrlichen
Willen der Regierung . Der Überbrückungskredit sei der letzte
Versuch zur Rettung eines zusammengebrochene » Systems .

Abg . Feder (Nat .-Soz . ) erwidert dem Abg . Keil , er habe
lediglich ein entwertetes Bankdepot abheben wollen .

Abg . Keil (Sozdem . ) antwortet , das angeblich wertlose De -
pot habe doch als Pfand für eine größere Summe dienen
sollen . (Dieses Rededuell spielt sich unter großem Lärm ab .
Der nationalsozialistische Abg . Koch - Ostpreußen wird wegen
der Ruhestörungen vom Präsidenten aus dem Saal gewiesen .

Die nationalsozialistischen Agitationsanträge
finden auch in der Rechtspresse absolut ablehnende Kritik .
Der Hugenbergsche Berliner „Lokalanz . "

schreibt , bei der Ka «
pitalflucht würden die Anträge schwerlich etwas bessern . Ahn -
lich sei es mit der Begrenzung des Zinssatzes . Wucherpara -
graphen hätten nur einen mäßigen Nutzen . Eine völlige Auf -
Hebung des börsenmäßigen Handels der Wertpapiere würde
wahrscheinlich nicht die großen Kapitalisten , sondern vielmehr
die Sparer und die kleinen Geschäftsleute treffen . Die .„DA Z .

"

bemerkt , daß die Nationalsozialisten mit diesen Anträgen lich
eine völlige Berkennung der von der sozialdemokratischen
Führerschicht bereits richtig erkannten neuen Zeitströmung lei -
steten . „ Marxismus " sei eine Mumie aus der Vergangenheit ,
Die Nationalsozialisten dürften solche Anträge , die auf Zer -
störung des Eigentums , also auf Marxismus , Hinausliesen ,
nicht stellen . Die rechtsstehende „Börsenzeitung " stellt fest,
daß eine Anzahl vernünftiger Gedanken von Anträgen über -
wuchert würden , die nur den Wert nackter Agitation hätten .
Hervorzuheben sei z . B . die Forderung nach Sozialisierung
der Großbanken und der Reichsbank , nach Konfiskation des
Vermögens der Bank - und Börsenfürsten , nach Konfiskation
jedes in ehrlicher Arbeit seit 1914 erworbenen Vermögens —,
denn auf jedes Vermögen könne der Antrag angewandt wer -
den .

Ein weiterer Antrag der Nationalsozialisten verlangt eine
Kürzung der Gesamtbezüge des Reichspräsidenten , der Reichs »
minister und der Diäten der Reichstagsabgeordneten um 50 ,
V. H . In den hohen Beamtengruppen soll eine stufenweise !
durchgeführte Verminderung bis zu 15 Prozent und ein völ -
liger Wegfall der Ministerialzulagen stattfinden . Die Ge -
hälter der unteren und mittleren Beamten seien grundsätzlich
unangetastet zu lassen , die Höchstpensionen sollen 12 000
Reichsmark nicht überschreiten . — Diesen Antrag nennt die
„Börsenztg .

" eine rapide Annäherung an oas sowjetrussische
System . Die Forderung nach Aufrechterhaltung der Gehälter
der unteren und mittleren Beamten bei Kürzung der Gehäl -
ter bis zu 15 Prozent sei so marxistisch - sozialistisch , so klass<n-
kämpferisch , daß noch nicht einmal die Sozialdemokratie bis zu
diesem Grad der Agitation sich verstiegen habe . Der „Börsen -
kurier " meint , daß die Nationalsozialisten nicht mehr ernst ge-
nommen werden könnten .

Durch das neue Gesetz ist vorgesehen, daß der Answer-
tungszinK von der Reichsregierimg bei Inkrafttreten des

Gesetzes mit Zustimmung des Reichsrats festgesetzt wird .
Eine solche Festsetzung ist bisher jedoch noch nicht erfolgt ,
die Reichsregierung will sie in Abänderung des Gesetzes
noch hinausschieben , weil sie die weitere Entwicklung der

Verhältnisse auf dem Kapitalmarkt abwarten will . Man
will , nicht etwa nur im Interesse der Hypotheken -

schuldner , sondern im Interesse der gesamten , ja an und
für sich schwer genug belasteten Volkswirtschaft den Zins
möglichst niedrig halten , dabei andererseits ihn natürlich
in solcher Höhe festsetzen , daß für die Gläubiger der An -

reiz bleibt , die Hypotheken nicht zu kündigen . Die Reichs-

regierung hofft auch anscheinend , daß bis zum IS . De -

zember durch Klärung der innerpolitischen Situation
eine übersichtlichere Lage auf dem Kapitalmarkt geschaf -

fen werde . Während vor kurzem ein Zinssatz von
7 j/2 Proz. angemessen schien , ist augenblicklich wohl mit
einem höheren Satz , 8 Proz ., zu rechnen, von dem jedoch
bei der Unübersichtlichkeit der Lage nicht gesagt werden
kann , daß er „angemessen " bleibt . Von den Kritikern
der Maßnahmen der Reichsregierung wird angeführt ,
daß dadurch den Schuldnern unter Umständen ein schlech¬
ter Dienst erwiesen werde . Es sei offenbar ursprünglich
Absicht des Gesetzgebers gewesen , durch eine rechtzeitige
und angemessene Festsetzung des Zinssatzes den Umfang
der Kündigungen einzuschränken . So aber bestehe erst
recht die Gefahr , daß sich die Kündigungen und die Pro -
zesse vor den Aufwertungsstellen häufen könnten . Auch
fei nicht abzusehen , woher eine Zinsverbilligung kommen
solle. Dem Argument , daß die Verzögerung der Fest -
setzung des Zinssatzes bis 15. Dezember vom Gläubiger
Entscheidung über Kündigung oder Nichtkündigung der
Hypothek in der kurzen Zeit vom 15. Dezember bis
3 . Januar verlange , was besonders bei unter Vormund -
fchaftlicher Verwaltung stehendem , in Hypotheken ange -
legtem Vermögen auch rein verwaltungstechnische Schwie -
rigkeiten herbeiführen muffe , wird allerdings entgegen -
gehalten , daß die Kündigung nicht nur für 31 . Dezem -
ber 1931 , sondern für jeden weiteren Vierteljahrsschluß
erfolgen könne ,

*
Im deutschen Hypothekenbankwesen ist es zu einem

ganz großen Zusammenschluß nord - , mittel - und südwest-
deutscher Banken gekommen . Es handelt sich um eine
Bollfusion zu einem Hypothekentrust , der eine erhebliche
Erweiterung der Gemeinfchaftsgruppe deutscher Hypo -
thetenbanken brachte . Grundsätzlich ist dabei an der De -
Zentralisation in sechs , statt bisher acht Institute unter
Zusammenfassung örtlich zusammenliegender Banken
festgehalten worden , einmal aus Gründen der Landes -
iaufstcht , und dann , weil man auch dem als Käufer von
Pfandbriefen in Betracht kommenden Jnlandpublikum
nicht auf einmal ein Einheits -Rieseninstitut präsentieren
konnte .

Nachdem im Frühjahr sich die Preußische Pfand -
briefbank und die Preußische Zentral -Bodenkredit -AG .
vereinigt hatten , hat das so vergrößerte preußische

Institut sich mit der Gemeinschaftsgruppe deutscher Hypo -
thekenbanken unter Zuziehung der Frankfurter Hypo -
thekenbank , welche die Frankfurter Pfandbriefbank über -
nahm , fusioniert . Die ZentralBodenkredit -AG . soll
hauptsächlich Ost - und Norddeutschland mit Realkredit
versorgen . Sie hat in der Gruppe allein die Hälfte des
Gesamtumlaufs an Pfandbriefen . Mitteldeutschland
bleibt das Gebiet der durch die Nordd . Grundkreditbank
verstärkten Meininger Hypothekenbank , Sachsen bleibt im
Nufgabenkreis der Leipziger Hypothekenbank , Mecklen-
bürg in dem der Mecklenburgischen Hypotheken - und
Wechselbank, Rheinland und Westfalen in dem der West-
deutschen Bodenkredit AG . , während das Geschäft in
Südwestdeutschland und auch Güddeutschland der durch
hie Aufnahme der Frankfurter

' Pfandbriefbank verstärk -
ten Frankfurter Hypothekenbank obliegen soll . Die
Fusion erstreckt sich somit durch die Aufnahme der Frank -
furter Hypothekenbank (die damit aus der losen Arbeits -
Gemeinschaft süddeutscher Hypothekenbanken ausscheiden
wird ) auch auf Südwestdeutschland . In Süddeutschland
bleiben außer den beiden bayrischen großen Hypotheken -
danken (Bayrische Hypothekenbank und Bayrische Vereins -«
dank ) , vier Institute , darunter auch das badische in
Mannheim , die Rheinische Hypothekenbank mit einem
Umlauf von 227 Will . (1929) , unabhängig .

Der neue Hypothekentrust hat einen Pfandbrief - und
Kommunalumlauf von 2800 Mill ., bei einem Gesamt -
Umlauf von 6400 Mill . aller deutschen Hypothekenbanken .
Der große Zusammenschluß im deutschen Kreditbankwesen
(Deutsche Bank und Diskontogesellschast ) hat dem Zu -
sammenschluß der Realkreditinstitute , an denen jede der
beiden D -Banken maßgebend beteiligt war , sicher vor -
gearbeitet . Der Hauptgrund der Konzentration ist der ,
das Ausland mehr als bisher für den deutschen Real-
kredit zu interessieren , nachdem es bisher nur vereinzelt
gelang , größere Posten Pfandbriefe im Ausland zu be-
Beben. Da die ausländischen Kapitalbesitzer es vorziehen ,
Papiere in eigener Währung zu erwerben , will man
ĵetzt vom Verkauf von Pfandbriefemissionen im Ausland
absehen , und es ist anscheinend die Schaffung eines aus -
ländischen Holding - und Treuhandinstituts geplant , wel-
ches das Valutarisiko übernehmen und eigene Bonds aus -
geben soll . % *

Die Böß - Angelegenheit beschäftigte nochmals die Berliner
Stadtverordnetenversammlung . Der deutschnationale Pfundt -
ner wendete sich besonders dagegen , daß der Magistrat in
aller Eile einen Pensionierungsbeschlutz mit Bötz. zum 1 . No¬
vember über 30 000 3M gesatzt habe . Alle Fragen , die zur
Pensionierung geführt hätten , müßten noch einmal nachge-
« rükt werden

Vadiscdes Nandestbeater
Der Ring des Nibelungen — Siegfried

Auch für des Bühnenfestspieles zweiten Tag , für den „ Sieg -
fried "

, hat man im allgemeinen wieder mehr Richard Wag -
ners Vorschriften sich zur Richtschnur genommen . Besonders
der im letzten Jahr so befremdenden Aufmachung des zweiten
Aktes hat der jetzige Spielleiter Dr. Hans Waag eine Neu -
anordnung entgegengesetzt , die naturrecht und deshalb recht
eindringlich wirkt . Ebenso hat dies einzigartige Raturidyll ,
wie eine große Fermate einerseits eingebettet zwischen dem
Streit der feindlichen Brüder Mime und Alberich und and -
rerfeits doch schon in der Wotan - Erda - Szene die Motivgewalt
der „Götterdämmerung " ankündigend , musikalisch durch Ge -
neralmusikdirektor Josef Krips einen prachtvoll hinreißenden
Zug erhalten . Noch hie und da ein weiteres Zurückdämmen
jeglicher Sonderinteressen und es wird bald auf gestraffter ,
wahrhaft sonniger Höhe stehen wie ehedem , und die ihm
innewohnende musikdramatische Idee wird gegenüber der
übrigen Ringmusik noch deutlicher hervortreten !

Solistisch ist zum Teil nicht minder Gutes zu berichten .
Theo Strack , nach Gestalt und Jahren zwar kein Jungsiegfried
mehr , ließ dafür seine Stimme in desto verschwenderischer
Kraft fliehen . Wie gleich in den Schmiedeliedern entwickelte
er auch später noch im grotzen Schlutzduett stärkste Stimm -
Pracht . Weit besser gelang es übrigens auch Fine Reich- Dörich,
durch gesteigerte Ausdrucksfähigkeit dem Brünnhilde -Charak -
ter nahezukommen . Freilich sollte sie als stattliche Frau
von beträchtlich heroischem Umfang darauf bedacht fein , jede
unnötige Schwimmbewegung der Arme nach Möglichkeit zu
meiden . Die Zwergfigur Mimes scheint dem neuen Tenor -
buffo Robert Kiefer iznmerhin gesanglich doch etliche Schwie -
rigkeiten zii bereiten,

'
dagegen fand er für das plärrende ,

halb ängstliche , halb dummpfiffige Gebaren schon ein äußerst
charakteristisches , fast zu nuancereiches Spiel . Ähnlich der
Nibelheimszene im „Rhetngold " hatte besonders der Augen -
blick, wo Mime und Alberich «Karlheinz Loser ) vor der Neid -
höhle auseinander losfahren , viel Urwüchsigteit . Neben Adolf
Schöpflins verständlichem L in dw» rm -Fafner , - » eben dem
lockend klaren Waldvöglein von Else Blank war es — wie

gleichfalls schon im Rheingold — auch an diese, » Abend wie -
der ein Genuß , in der Siegfried -Erda von Elfriede Haber -
korn eine volltönende Altstimme von selten epischem Klang
zu hören . Mit fast zuviel Verhaltenheit und Jnsichversenkt -
heit dünkte uns hingegen der Wanderer , von Hans Ritschl
ausgestattet ; gerade eine an sich so passive Partie sollte ein -
dringlicher musikalische und seelische Dynamik zusammcn -
fallen lassen , Müßte in ihren wenigen Akzenten und Ausbr ^ -
chen entscheidender gestaltet sein . Daß das Publikum eine
Gesamtaufsühruna des Ringes stürmisch reklamiert , erwies
wiederum an diesem Abend ein gutbesuchtes , beifallfreudiges
Haus . H - Sch .

Freiburger Uraufführung
—er . Ein neues Gegenwartsspiel in sechs Bildern von Curt

Corrinth : „ Sektion Rahnftetten "
, ein mit bemerkenswertem

Geschick aufgebautes Theaterstück hatte mit seinen über allen
politischen Fanatismus triumphierenden Gedanken der Men -

schenliebe und gegenseitiger Verständigung bei seiner Urauf -

führung in Stadttheater ausgesprochenen Erfolg . Die Dar -

stellung unter Walter Felsensteins ausgezeichneter Regie und
mit dem offenbar sehr begabten jungen Darsteller , Walther
Rießland , in der Hauptrolle , verdient hohe Anerkennung . Au -

ßerdem traten mit besonderen Leistungen die Herren Goet ' ke,

Holtz und Becker hervor .

Münchener Lichtspielkunst « G ., München «Emelka ». Be¬

kanntlich steht dem Reich ein Optionsrecht auf 2,6 Millionen

Reichsmark Aktien der Emelka gegenüber der Commerz - u »o

Privatdank zu . Dieses Optionsrecht hat das Reich aus eine

unter Führung des Komwerzienrats Kraus , München , stehenoe
Gruppe unter teilweisem Verzicht des Reiches auf die 0C6'''

die Emelka zustehenden Forderungen übertragen . Durch ven

hierüber abgeschlossenen Vertrag ist die Lebenssähigkeit v

Emelka unter deutscher Verwaltung als selbständiges unn . »

nehmen mit deutscher Produktion sichergestellt . Damit ha sich

das Reich ohne jede geldliche Verpflichtung sur die Zutuns ,

von einer Jntereisennabme an der Emelka wieder gelost .



Weitere Anträge -
Die Rationalsozialisten haben eine » Antrag eingebracht ,

wonach das Republikschutzgefetz vom 25 . März 1930 autzer
Kraft gesetzt werden soll. Ein weiterer Antrag fordert Ver .
Wandlungen mit der österreichische » Regierung auf Herste !-
lung einer Zoll - und Wirtschaftsunion mit dem Deutschen
Reich einzuleiten .

Der angekündigte Antrag der Nationalsozialisten über die
Enteignung der Bank - und Börsenfürsten liegt jetzt gleichfalls
>em Reichstage vor .

Die ReichstagSfraktion der Wirtschaftspartei hat einen An -
trag eingebracht , der die Reichsrsgierung ersucht , sämtliche
im Noungplan vorgesehenen Matznahmen zur unverzüglichen
Herbeiführung eines Zahlungsaufschubs einzuleiten , mit dem
Ziele , im Rahmen keine Zahlungen zu leisten , durch welche die
Wiederherstellung einer gesunden Lebenshaltung des deut¬
schen Volkes gefährdet ist, serner unverzüglich eine Denk -
schrift über alle bisher vom Deutschen Reich an die früheren
Feindbundstaaten durchgeführten Leistungen fertigzustellen
und zu veröffentlichen . .

Die Wirtschaftspartei ersucht die Reichsregierung , unvcr -
züglich einen Gesetzentwurf vorzulegen , mit dem das Zugabe -
unwesen verboten wird .

Die Landvolkpartei hat einen Gesetzentwurf über den Boll -
streckungsschutz eingebracht , wonach , um den in ihrem Bestände
durch Zwangsvollstreckung gefährdeten landwirtschaftlichen ,
forstwirtschaftlichen oder gärtnerischen Betrieben eine gesicherte
Fortführung zu gewährleisten , ein besonderer Vollstreckungs -
schütz für die Zeit bis zum 30 . September 1931 eingeführtwird .

Deutschland und Frankreich
Politischer Abend

der deutsch-französischen Gesellschaft
Die deutsch- französische Gesellschaft veranstaltete Donners -

lag in Berlin einen politischen Abend , der unter der Leitungdes preutzischen Staatssekretärs Weismann stand und eine
Ansprache eines Abgeordneten des deutschen und des franzö -
fischen Parlaments brachte .

Der Radikale Pierre Cot sprach zu dem Thema : „Was
Frankreich von Deutschland erwartet "

. Er führte unter nach -
drücklicher Betonung seines persönlichen Standpunktes u . a.
aus , das französische Volk sei verftändigungs - und friedens -
willig , und habe diese Tendenz auch angesichts der jüngsten
Ereignisse in Deutschland nicht aufgegeben . Ein neues Eu -
ropa sieht Cot in den Entwicklungslinien vorgezeichnet , die
Briand in seinem Plan festgelegt hat , und legt den grötzten
Nachdruck auf das Zusammenkommen des französischen und
deutschen Volkes .

Der Zentrumsabgeordnete Ivos stellte die These auf : „Was
Deutschland von . Frankreich erwartet " , und betrachte ^ das
Thema besonders von der psychologischen Seite her . Er suchte
den französischen Zuhörern , die sehr zahlreich erschienen wa -
ren , die Voraussetzungen der letzten politischen Ereignisse
in Deutschland näherzubringen , und die Forderung nach
einer Verständigung , unabhängig von Konjunktur und Re -
gierungskoalition als eine Selbstverständlichkeit des euro¬
päischen Lebenswillens zu beweisen . Dabei vertrat er mit
großer Entschiedenheit die nationalen Ansprüche des deutschen
Volkes .

Staatssekretär Dr. Weis mann erklärte , datz ein Bündnis
zwischen Frankreich und Deutschland die endgültige Stabili -
fierung des Friedens und der Wohlfahrt in Europa bedeute .
Voraussetzung sei die Erkenntnis , datz das deutsche
Volk durch den Frieden von Versailles und die Höhe der Tri -
butzahlnngen in eine Lage gedrängt wurde , in der es auf die
Dauer auch beim besten Willen nicht leben kann . Bleiben die
Tributzahlungen in der jetzigen Höhe , so ist an Ruhe nicht zu
denken ; denn ein langsam ausblutender Volkskörper neige zu
Konvulsionen . Frankreich habe von Deutschland nichts zu
fürchten , wenn es so einsichtig sei, zu begreifen , daß man dem
deutschen Volk nicht zumuten könne , was Frankreich selbst in
gleichem Matze niemals erdulden würde .

Unter den Gästen war der französische Botschafter in Ber¬
lin , der deutsche Botschafter in Paris , zahlreiche Reichsrats -
und Reichstagsmitglieder , höhere Beamte des Auswärtigen
Amts , der Presseabteilung der Reichsregierung und der aus -
ländischen Mission in Berlin .
Ein weiterer Artikel Herves für Vertragsrevision

WTB . Paris , 17. Okt . (Tel . ) In seinem Blatt „ Bictoire "
setzt Gustave HervS die gestern begonnene Kampagne zugunsten
einer Revision des Versailler Vertrages fort . Er erklärt
heute , man müsse den Versailler Bertrag revidieren und ihn
der neuen Lage anpassen , die durch das Versagen Frankreichs
ehemaliger Alliierter , Rutzlands . Amerikas , Italiens und Un -
garns , durch die auf den Krieg folgende Wirtschaftsnot , durch
das Chaos , in das Deutschland zu fallen im Begriffe steht ,
und durch die eiternde Wunde , die bolschewistische Revolution
geschaffen worden ist . Wir waren , so erklärt Herv6 , vier grotze
Nationen , um in Versailles das Urteil gegen Deutschland zu
fällen . Heute bleibt nur Frankreich übrig . Wie will man
unter derartigen Umstän den eine Zwa ngspolitik treiben ?

Koch-Weser legt sein Reichstagsmandat nieder
Der demokratische Führer Koch-Wefer erklärte in einem

Schreiben an den geschäftsführenden Vorsitzenden der Deut -
schen Demokratischen Partei , datz er sein Reichstagsmandat
niederlegen werde . Er fühle sich nach den schweren politischen
Entscheidungen der letzten Monate nicht mehr imstande , füh -
rend und im Parlament mitzuarbeiten . Nach der Reichsliste
wird nunmehr der Jungvolksparteiler Windschuh an die Stelle
Koch -Wesers rücken . Damit entfallen , wie aus staatspartei -
liehen Kreisen mitgeteilt wird , alle Gerüchte , datz die Jung -
Volksparteiler gleichfalls sich von der Staatspartei zurückge¬
zogen hätten . Ebenso trifft es nicht zu , datz die Staatspartei
im Reichstage wieder ihren alten Namen „Demokratische
Partei " annehmen würde .

Der demokratische Parteivorstand hat einem Antrag Dietrich
zugestimmt , wonach dem Parteitag vorgeschlagen wird , den
Ubergang in die Deutsche Staatspartei zu vollziehen . Bis
zum demokratischen Parteitag wird nach Kochs Rücktritt ein
geschäftsführender Ausschutz die Leitung der Partei inne -
haben . Ihm gehören an die Abg . Dietrich , Fischer (Köln )nnd Höpker - Aschoss sowie Herr Jäger und Frau Dr. Lüders .

*
Dr. Scholz erkrankt. Der Vorsitzende der Reichstagsfraktionder Deutschen Voltspartei , Dr. Scholz , hat an der Reichstags -

sitzung am Donnerstag nicht teilgenommen . Er war Mitt -
woch abend plötzlich erkrankt . Es heitzt, datz die Erkrankungmit seinem letzten Darmleiden zusammenhängt , wegen dessener bekanntlich vor einiger Zeit operiert werden muhte . Sicher
ist schon jetzt, datz Dr. Scholz zunächst für die kommenden fünf
Wochen der aktiven Politik fernbleibt . Die Fraktion hat be-
schlössen , den Abg . Tauch mit der Führung der Geschäfte zubetrauen . Wie weiter ausdrücklich gemeldet wird , ist die
Krankheit Dr. Scholz keine politische . Sie scheint sielmehrernst. Damit wird die Frage der Führung aufs Neue aufge -
warfen . Als Kandidaten gelten u . a . Dr . Dingeldey aus Hef -
sen und der neugewählte Abgeordnete Schiffern aus Schles¬
wig - Holstein , der im Reichsrat als Mitglied feine Heimatpro -
bin , vertritt .

Ge « eraloberft Heye Hai gebeten , den nuf den -30 November1930 festgesetzten Termin jcines Ausschcidens aus dem Dienstauf den 31. Oktober 1930 vorziwerlegen . Im Hinblick aufdie jetzige politisch besonders bewegte Zeit hält er es für not - '
wendig , datz die Übergabe der Geschäfte an seinen Nachfolgerjetzt vollendet wird , damit wieder ganz klare Befehlsverhält -
nisse in der Heeresleitung geschaffen werden . Der Reichs -
Präsident wird dem Antrage stattgeben .

Im Reichsrat wurde am Donnerstag die Schlutzabftimmungüber das Pensionskürzungsgesetz vorgenommen . Die Provin -
zen Ostpreutzen , Brandenburg , Pommern und Hannover lie -
tzen erklären , datz sie das Gesetz ablehnen . Es wurde mit 52
gegen die 11 Stimmen der erwähnten preutzischen Provinzenund des Landes Sachsens bei Enthaltung des Landes Thü¬ringens und der Provinz Schlesweg - Holstein , angenommen .Die Annahme ist mit der bei diesem Gesetz erforderlichen ver -
fassungsändernden Zweidrittelmehrheit erfolgt .

Reichsinnenminister Dr. Wirth widmete dem nach 10jäh -
riger Tätigkeit wegen Krankheit ausscheidenden badischen Mi -
nisterialdirektox Dr. Kempff warme Worte der Anerkennung .

Kleine Chronik
In Traunstein wurde ein Polizeibeamter von zwei verhaf¬teten Burschen , die ihm den Säbel entrissen hatten , durchHiebe über den Kopf schwer verletzt . Der Beamte gab hieraufSchüsse ab , wodurch einer getötet und der andere schwer ver -

letzt wurde .
Im Städtischen Kinder - und Mütterheim in der Rüster -allee in Charlottenburg sind nach dem Genutz von Gänseleber -

Pastete insgesamt 27 Personen an Paratyphus erkrankt , dar -unter 17 Schwestern , 7 Angestellte des Pflegepersonals und3 Mütter , die dort zur Zeit liegen .
Eine Bankfiliale in Toronto (Kanada ) wurde von drei Ban -diten überfallen , die 12 000 Dollar raubten .
Der Deutsche Koch , der am 13. März beim Kauf eines Re -volvers einen Pariser Wassenhändler in dessen Laden er -

schössen hatte , wurde vom Pariser Schwurgericht zu lebens -länglicher Zwangsarbeit verurteilt .
Das Reichsgericht verwarf die Revision der beiden wegenFälschung russischer Dokumente und versuchten Betruges zuje vier Monaten Gefängnis verurteilten Russen Orloff undPawlonowski .

Teil
Minister Mlittemann

bei der Ikarlsruber Polizei
Am Donnerstagnachmittag stattete der Minister des In -

nern Wittemann der Karlsruher Polizei in ihren gesamten
Dienstzweigen in der Turnhalle der Polizeiunterkunft einen
Besuch ab , weil in der letzten Zeit auch Angehörige der Karls -
ruher Polizei Gegenstand schärferer Kritik waren .

Polizeidirektor Haußer kam nach der Begrützung des Mi -
nisters auf die schweren Aufgaben der Polizei und die geübteKritik zu sprechen und bedauerte diese Angriffe . Er stellte fest,
datz die Karlsruher Polizei verfassungstreu sei und demgemätz
auch ihre Dienstpflicht auffasse . Dem Herrn Minister könne
er die Versicherung geben , datz die Polizei jederzeit eine zu -
verlässige Stütze des heutigen Staates und der republika¬
nischen Verfassung sein werde .

Minister Wittemann erwiderte , datz er diese Versicherungmit grotzem Danke entgegennehme . Er müsse die gewissenhafte
Ausübung der Dienstpflicht und den Schutz des Staates aber
auch geradezu verlangen , und eventuell mit allen Mitteln des
Beamtengesetzes erzwingen ; der Minister sei jedoch der An -
ficht, datz das letztere sich nicht als notwendig erweise . In
den 12 Monaten seiner Amtszeit habe er den besten Eindruck
von der Karlsruher Polizei empfangen . Wenn Kritik geübt
werde , so sei das nicht angenehm und Berichtigungen werden
oft nicht gelesen . Es darf sich dadurch aber kein Mitglied der
Polizei von seiner Pflichterfüllung abhalten lassen . Man soll
auch nicht zuviel Angst vor der Kritik und vor Drohungen '
haben .

Der Minister versicherte auch, datz er stets auf das Person -
liche Wohl der Polizeiangehörigen bedacht sei ; er wisse sehr
wohl , datz noch manche Wünsche zu erfüllen seien , und er
bemühe sich , zu tun , was möglich ist. Unter Umständen könn -
ten ihm auch Einzelwünsche auf dem Dienstwege oder persön -
lich vorgetragen werden . Aber die schlimme Finanzlage des
Staates dürfe nicht autzer acht gelassen werden .

Mit einem warmen Appell an die Versammelten , stets
strikte Pflichterfüllung bei allen Amtshandlungen voranzu -
stellen und sich durch nichts , auch nicht durch geübte Kritik ,
davon abhalten zu lassen , schlotz der Minister seine eindrucks -
volle Ansprache .

Anschlietzend erfolgte ein Besuch des Ministers im Landes -
Polizeiamt .

Süddeutsche lDini - terkonkeren ;
Uber die Konferenz süddeutscher Minister in Stuttgart sind

in verschiedenen Blättern irreführende Mitteilungen verbreitet
worden . Im Zusammenhange damit wurde die Meinung aus -
gesprochen, als ob die Quelle der Indiskretion in Karlsruhe
zu suchen sei („Süddeutsche Zeitung " Nr . 477 vom 13. Oktober) .
Der „Volksfreund "

(Nr . 239 vom 14. Oktober) will erfahren
haben , datz die über die Ministerkonferenz von der „Frank -
furter Zeitung " gebrachten Mitteilungen auf „die Jndiskre -
tionen eines Vertreters des badischen Landes " zurückzuführen
seien . Wie wir von zuständiger Stelle erfahren , ist diese Be -
hauptung völlig aus der Lust gegriffen . Von irgendeiner
Indiskretion eines Vertreters des badischen Landes kann keine
Rede sein.

Wetterbericht der Badischen Landeswetterwarte , Karlsruhe .Die Wetterlage hat sich nicht geändert , so datz das südost-
europäische Hochdruckgebiet seinen Einflutz auf unsere Witte -
rung weiterhin behaupten wird. — Boranssage : Fortdauerder bestehenden Witterung .

Wafferstünde . Waldshut 332—29, Basel 164—24, Schuster -
msel 235—10, Kehl 378—18, Maxau 628—33 , Mannheim617—34 , Eaub über 200 Zentimeter .

Änderung eines Bahnhofsnamens und einer Landestelle . Ab1 . November d . I . wird der Bahnhofsname Buchen in Buchen<Odenw . ) geändert . Die Schiffslandestelle Gaienhofen erhältab 1 . November d. I . die Bezeichnung Gaienhofen (Bodensee ) .

Ans der Landeshauptstadt
Im Wasserflugzeugiiber Karlsruhe und dem Rhein

Rappenwört ist nun Wasserflughafen geworden und hatnatürlich bei die,ein herrlichen Hervstwetter dadurch sehr stur -ken Besuch . Das Wasserslugzeug „ Seeschwalbe " der deutschen
Lufthansa, ^ ein ^zMikers - Ganzmetallslugzeug aus Schwimmern ,ist wahrlich ein Mittel , das Interesse des Publikums am
Flugwesen zu wecken . Es bereitet schon einen Genutz , deneleganten Manövern des im Wasser und in der Luft wunder -voll wendigen modernsten Verkehrsmittels zuzusehen . Aberdas schönste ist doch ein Flug mit der „Seeschwalbe " überRheinebene und Stadt , gerade jetzt, wo von obendie geographische Gliederung unseres Rheinvorlandes iiipnfMdes Hochwassers besonders deutlich hervortritt und man auAdie reiche Farbenpracht der herbstlichen Wälder herabblickenkann , wie auf das fröhliche und bunte Bild von Stadt undUmgebung aus der Vogelschau .

Die gestrigen Probeflüge zeigten auch die Schnelligkeit un -serer modernen Luftfahrzeuge . Wenn man nach einem gro -tzen Umweg über Rhein , Rheinhafen , Knielingen und Hardt .Wald zur Stadt gelangt ist, braucht man nur 5 Minuteneinschliesslich einer grotzen Schleife Über Pfälzer Gebiet uul >.des Landungsmanövers , von der Gegend des Durlacher Torsbis zum Wiederbetreten festen Bodens . Tatsächlich wird
'

dieStrecke in etwa 3 Minuten zurückgelegt , und unwillkürlichdrängt sich ein Vergleich mit unseren Verkehrsmitteln auftder Erde , wie unserer doch gut fahrenden Stratzenbahn ans .Die 370 PS heben mühelos das Flugzeug , die Schwimmerund die Passagiere in die Luft , sie lassen sich gehorsam dun ,digen und lenken , und ziehen auch ohne Rühe nach der Lan -dung die „ Seeschwalbe " auf dem starkströmenden Rhein zumLandungsplatz hinauf . Es wird wohl kaum einen Flugteil ^nehmer geben , der nicht das Gefühl der Sicherheit verspürthätte , und am Schlutz das Bedauern , datz der Flug schon zuEnde war .
Der gestrige erste Flugtag in Rappenwört war von über1200 Personen besucht . Da auf je 100 Personen ein Freisluzentfallt , sind durch Losziehung auf die nachfolgenden Ruin ,mern von Eintrittskarten zum Strandbad Freiflüge entfallen ,die heute , Freitag , zwischen 11 und 14 Uhr ausgeflogen wer «den können . Nr . 80 918 , 80 129, 80 430, 80107 , 80 700 80 63580 982 , 80 765 , 80 372, 81 200 , 80 280 und 80105 . Die In -

'
Haber dieser Nummern erhalten gegen Vorzeigen der entspre -chenden Strandbadeintrittskarte einen Freiflug / Meldung amStartplatz im Rheinstrandbad .

Eine Sportärztliche Beratungsstelle . Nach langjährigen Be «:mühungen ist es dem Vorsitzenden des Karlsruher Stadtaus ^schusses für Leibesübungen und Jugendpflege , Pros . Tyll , ge<lungen , einen längst gehegten Wunsch der Sport - und Ju <?aendpflegevereine in die Tat umzusetzen . Nach langen Ver ^Handlungen mit der Stadt und mit dem Sportärzteverband '
ist die Einrichtung einer sportärztlichen Beratungsstelle Wirk¬lichkeit geworden . Zweimal wöchentlich stehen berufene Sport -ärzte zur unentgeltlichen Untersuchung aller Sportreibenderlund angeschlossenen Vereine zur Verfügung . Die Kostenwerden vom Stadtausschutz getragen .

Antrag des Reichsanwalts auf Verwerfung der Revisions «antrüge im Mordprozetz Werner . Im Mordprozetz Werner ,dessen Revision vor dem Ersten Strafsenat des Reichsgerichtsin Leipzig am heutigen Freitag durchgeführt wird , hat >̂erReichsanwalt den Antrag gestellt , sowohl die Revision de»'
zum Tode verurteilten Werner , als auch die Revision derStaatsanwaltschaft der Frau Märkte zu verwerfen , also dasUrteil des Schwurgerichts Karlsruhe in diesem Prozetz zu be¬stätigen . Das Urteil dürfte erst in den Nachmittaqsstunden zuerwarten sein .

Di « Politik auf der Straße . Donnerstag abend halb 11 Uhrwurden etwa 20 Nationalsozialisten , die von einer Versamm »lung in Beiertheim zurückmarschierten , in der Altstadt von«etwa 15 Kommunisten belästigt , so datz es zu einem Handae,
'

menge kam . Dabei wurden drei Nationalsozialisten verlekt «Beim Erscheinen der Polizei flüchteten die Parteien in ihr «Parteilokale , gefolgt von der Polizei , die Durchsuchungen nach'
Waffen vornahm . Es gelang , im kommunistischen Lager einen !der Täter zu fassen . Die Kommunisten scheinen , wie der Po »,lizeibericht meldet , den Überfall planmätzig vorbereitet zu lia »

'
Ben . — Auch in Durlach kam es im Laufe des gestrigen Tage ?mehrfach zu Ansammlungen und Zusammenstößen von politi¬schen Heitzspornen . Dabei wurden einige Nationalsozialistenmitzhandelt und verletzt . Die Polizei , die den ganzen Tag ,über mit Verstärkungen arbeitete , mutzte bis zum Abend mehr «mals die © trotze räumen und wiederholt zum Knüppel greifen .Um halb 11 Uhr nachts war die Ruhe wieder hergestellt .

I . Sinfoniekonzert des Badischen Landestheaterorchesters.In wenigen Tagen beginnen die diesjährigen Sinfoniekon »
zerte des badischen Landestheaterorchesters . Der erste Abendist auf Mittwoch , den 22 . Oktober, festgesetzt und wie üblichbringt sein Programm gleich zwei grötzere Werke der sinfoni -
schen Literatur . Das Eingangswort hat Joh . Brahms mitseiner III . Sinfonie (? - Dur , op . 90 ) , die zweite Vortrags «
Hälfte gehört sodann G . Mahler , dessen IV . Sinfonie inQ - Dur zur Autzührung gelangt . Ihr Finale ist bekanntlichein Vokalsatz , als Solistin wurde vafür die von den 3teuch»saler Schlotzkonzerten her schnell berühmt gewordene Frank -
furter Sopranistin Ria Ginster verpflichtet . Schon ihres erst -
maligen Auftretens in der Landeshauptstadt wegen darf dasvon Generalmusikdirektor Josef Krips geleitete Eröffnungs -
konzert grötztes Interesse bei allen Musikfreunden beanspru-
chen.

Kaffee Odeon . Die verstärkte Hauskapelle Franz Do .ezel
veranstaltet heute abend wiederum einen ihrer bekannten
Abende heiterer Musik . Man hört Melodien aus Pagniini ,Land des Lächelns , das Potpourri lOOprozentiger Schlager ,
sowie der neuesten Errungenschaften ans dem Gebiete des
Jazz und Tangos . Siehe auch heutige Anzeige .

Dandel und Mirtsckatt
Berliner Devisennotierungen

Amsterdam 100 G.
Kopenhagen 100 Kr.

100 ß.Italien
London .
New Uork
Paris .
Schweiz
Wien
Prag

1 Pfd .
1 D .
100 Fr .

, . 100 Fr .
100 Schilling

100 Kr.

17.
« ild

169. 19
112 .36
21 .985
20 .428
4 . 1995
16 .467
81 .57
59 .225
12 .462

Ctto&tt
Bri«,

169.53
112.58
21 .025
20.448
4 .2075
16.507
81 .73
59.345
12 .482

16. Olwb«
G«Id

169 .23
112.39
21 .99
20 .409
4.2005
16.465
81 .63
59 .255
12 .463

•6riel
169 .57
112.61
22.03
20.449
4 .2085
16.505
81 .79
59.375
12 .483

Der Londoner Feingoldpreis . Nach einer Betanntmachun «
des Reichsbankdirektoriums vom 15 Oktober d. I . betrüg ?
der Londoner Goldpreis für eine Unze Feingold bis auf weit ,t^res 84 sh llty « <1 bzw für ein Gramm Feingold 32.765^
pence .



Räch dkm Ausweis der Reichs »««! vom IS . Oktober 19M»
sind in der zweiten Oktoberwoche an Reichsbanknoten und
Rentenbmitscheinen zusammen 310,4 Mrtl . Reichsmark tit . ie
Kassen der Bank zurückgeflossen , und zwar hat stch der Um-

laus an Reichsbanknoten un , 312 .6 Mill . Reichsmark auf
4188 8 Mill . Reichsmark ermäßigt , der Umlauf an Renten -

bankscheinen um 2,2 Mill . Reichsmark auf 408 .2 Mlll . Reichs¬
mark erhöht . Die Bestände an Gold und deckungsfahigan De -

Visen haben sich um 224,9 Mill . Reichsmark auf 2354,3 Mill .
Reichsmark vermindert . Im einzelnen haben die Goldbestände
um 262,5 Mill . Reichsmark auf 2180,4 Mill . Reichsmark ab -

genommen und die Bestände an deckungsfähigen Devisen um
37,6 Mill . Reichsmark auf 173,9 Mill . Reichsmark zugenom -
men . Die Deckung der Roten durch Gold allein verminderte
sich von 54.3 Proz . in der Vorwoche auf 52.1 Proz .. diejenige
durch Gold und deckungsfähige Devisen von S7.3 Proz . aus
»6.2 Proz .

Zementpreisermäßigung in Südbeutfchland . Der Süd -
deutsche Zementverband in Heidelberg hat jetzt für seine Be -
zirke Bayern und Württemberg den Preis für 10 Tonnen
Zement um 20 Ml ermäßigt , nachdem er vor etwa zwei Wo -
chen den Zementpreis bereits um den gleichen Betrag herab -
gesetzt hatte . Für Baden und die sonstigen Gebiete des Sud -
westdeutschen Verbandes ist eine Preisherabsetzung in ähn -
lichem Ausmaße vorgenommen worden .

Die Ruhrkohlenindustrie ist zur Kohlenpreisfenkung bereit .
Reichskanzler Dr . Brüning gab am Donnerstag im Reichstag
bekannt , daß die Ruhrkohlenindustrie in Erkenntnis der Volks -
wirtschaftlichen Zusammenhänge ihre grundsätzliche Bereit -
Willigkeit erklärt habe , trotz der noch nicht erleichterten Selbst -
kostenlage mit einer durchschnittlich kprozentigen Senkung der
Kohlenpreise voranzugehen , die am 1 . Dezember wirksam
werden soll. Der Reichskanzler betonte , daß der bedeutsame
Schritt um so mehr von ihm anerkannt werde , als die Lage
der deutschen Kohlenwirtschaft infolge ihrer mangelnden Ela -
stizität bei Anpassung an die jeweilige Marktlage in der ge-
genwärtigen Konjunktur besonders schwierig sei.

Gemeinderundschau
Der Triberger Voranschlag

Zu der Nachricht „Obstruktion gegen den Triberger Vor -
anschlag "

, wonach der größte Teil der Bürgerausschusses eine
Erhöhung der Umlage um 25 Proz . ablehnt , wird uns ge-
schrieben :

1 . Die gemeindesteuerliche Belastung der Triberger Umlage -
zahler ist von 1324 bzw . 1927 bis 1930 gleich geblieben .

S . Die Umlagen des Jahres 1929/1930 betrugen : auf
Grundvermögen 85 auf Betriebsvermögen 34 , auf
Gewerbeertrag 510 . Die Umlagen für das Jahr 1930/31
erhöhen sich bei Grundvermögen auf 100 -Jifif , bei Betriebs¬
vermögen auf 40 , bei Gewerbeertrag auf 600 d . h.
nicht um 25 Proz ., sondern um rund 17 )4 Proz . Die
reine Prozentzahl ohne Angabe des eigentlichen Betrages
ist überdies irreführend .

S. Die Erhöhung der Umlage ist a ) durch Abdeckung der
Minderüberweisungen an Einkommen - und Körperschaft -
steuer im Betrage von rund 18 000 Ml , b ) durch Ein¬

stellung von höheren Steuerabgängen in Höhe von rund
5000 Ml , c ) durch Erhöhung der Wohlfahrtslasten um
9500 Ml und d ) Rückgang der Grunderwerbs - und Zu »
wachssteuer um 3500 Ml bedingt , d . h . Ursachen , die
außerhalb des Willensbereiches der Stadtverwaltung lie -
gen und durch Maßnahmen höheren Orts 1>zw . durch die
derzeitigen wirtschaftlichen Verhältnisse bedingt , d. h . von
der Stadtverwaltung nicht zu vertreten sind.

Im übrigen gehört Triberg noch zu den glücklichen Stadt -
gemeinden , die weder Kanal - . Straßenreinignngs - noch Keh-
richtabfuhrgebühren haben , ferner neben Bauerleichterung wie
Stundung der sehr ermäßigten Straßen - und Bauplatzkosten
für Darlehenszinszuschüsse 34 400 Ml jährlich aufwendet , ob¬
wohl Triberg bei einer Einwohnerzahl von 4300 Einwohnern
allein an Gebäudesondersteuer dem Wohnungsverband Villin -
gen -Land noch 21 700 Ml , dem Fürsorgeverband Billingen -
Land 4100 Ml abliefern muß , geschweige von der Ablieferung
von 36 300 Ml Gebäudesondersteuer an das Land Baden .

Die sogenannte Obstruktion richtet sich deshalb nicht gegen
den Voranschlag der Stadtverwaltung , sondern gegen das
Steuersystem , das den Gemeinden zwar Lasten auferlegt und
ihnen dazu die Einnahmen kürzt .

*
Zu der am Donnerstag einberufenen Bürgerausschußsitzung

in Triberg waren 29 Stimmberechtigte erschienen . Zur Be -
schlußsähigkeit sind 35 Stimmen nötig . Nachdem das Haus
beschlußunfähig war . ist der Voranschlag damit ohne Abstim -
mung angenommen .

Die Gemeinden
im Kampfe gegen die Arbeitslosigkeit

In Kuppenheim fand eine von Bürgermeistern und Ge »
meinderäten sehr gut besuchte Bezirksversammlung des Ver >
bandes badischer Gemeinden statt . Einstimmig wurde eine
vom Verbandsvorsitzenden , Bürgermeister Menge ? (Gerns¬
bach) , angeregte Resolution angenommen , die den matzgeben -
den Stellen vorgelegt werden soll und folgenden Inhalt hat :

„Die Zahl der Arbeitslosen und der Wohfahrtserwerbslofen
hat in unseren Bezirksgemeinden einen derart erschreckenden
Umfang angenommen , daß die Gemeindeverwaltungen nur
mit den Allergrößten Sorgen der weiteren Entwicklung ent -
gegensehen . Es ist unmöglich , daß die kleinen , meist leistungs -
schwachen Gemeinden , die Lasten für die ausgesteuerten Er -
werbslosen aus eigenen Kräften weiterhin bestreiten , so daß
es unumgänglich nötig ist , durch Arbeitsbeschaffung (Not -
standsarbeiten größeren Stils ) oder auf andere Weise Mittel
und Wege zu finden , um der allgemeinen Notlage und der
unerträglichen Belastung der Gemeinden zu steuern .

"
Annahme fand sodann ein Antrag , der fordert , daß die Ar -

beitslosen baldmöglichst wieder in den Gemeinden ausbezahÄ
werden ( statt der zentralisierten Auszahlung beim Arbeitsamt
Rastatt ) . Auch wolle im kommenden Winter bei Durchführung
des Arbeitslosenversicherungsgesetzes möglichst weitgehend
Rücksicht auf die gegenwärtig schwierigen Wirtschaftsverhält -
nisse genommen werden .

Der Bürgerausschuß Donaueschingen hielt seine letzte Sit -
zung vor den neuen Kommunalwahlen ab . Die Schlußvor -
läge bildete die Abhaltung der Donaueschinger Pferdelotterie

im Jahre 1931, die wieder genehmigt wurse . Der Gewinn ,
plan sieht anstatt der früheren niederen Gewinnen in Form
von Warenpreisen Geldgewinne vor , was hauptsächlich auf
Auswärtige größeren Anreiz zum Kaufe geben soll.

Um die Offenhaltung der Läden an Sonntagen . Eine öf.
fentliche Versammlung des Einzelhandels Baden - Baden fetzte
sich mit der vielumkämpften Frage der Offenhaltung der Be -
darfsladen an Sonntagen auseinander . Ein Rundschreiben
hatte schon vorausgehend die Feststellung ergeben , daß >40
Geschäftsinhaber für die Beibehaltung der jetzigen Regelung .
180 kür eine Erweiterung der Bedarfssonntags auf 26 Tage
Ware », 40 Geschäfte sind grundsätzlich gegen die Sonntags -
arbeit . Besonders interessiert an der Offenhaltung sind die
Zigarren - , Zigaretten -, Schokoladen - und Obstgeschäfte , sowie
die Phvtohandlungen u . a . m . Eine Entschließung fordert
den Vorstand des Einzelhandels auf . die Frage einer Lösung
entgegenzuführen .

Kurze Nachrichten aus Waden
DZ . Mannheim , 16. Okt . Am 26 . Juli hatte eine Anzahl

Studenten der Frankfurter Universität Schlägermensuren mit
einer Mannheimer Verbindung auf der Friesenheimer Insel .
Ein Polizeibeamter stellte die Personalien fest und die Stu -
denten hatten sich jetzt vor dem Großen Schöffengericht Mann -
heim zu verantworten . Ihr Gegner war . wie angenommen
wird , eine Verbindung von der hiesigen Handelshochschule .
Sie selbst verrieten sie nicht . Der Staatsanwalt beantragte
eine Gefängnisstrafe von einem Monat . Das Gericht er -
kannte auf drei Monate Festung , die im Gnadenwege erlasse »
werden sollen , wen die Gerichtskosten bezahlt werden .

DZ . Sandweier (Amt Rastatt ) , 16. Okt . Landwirt und
Altbürgermeister Anton Eichelberger ist 65 Jahre alt an den
Folgen einer Operation gestorben . Er stand von 1919 bis
1928 als Bürgermeister an der Spitze der hiesigen Gemeinde -
Verwaltung .

bld . Appenweier , 16. Okt . Der von der Oberpostdirektion
Karlsruhe seit längerer Zeit geplante Neubau eines großen ,
modernen PostgebäudeS ist vor etwa acht Tagen begonnen
worden . Das neue Postgebäude kommt gegenüber dem Bahn -
hofhotel zw stehen . Das bisherige Postgebäude gehört zum
Bahnhof und ist seinerzeit von der Bahnverwaltung nur ge^
mietet worden .

DZ . Weil a . Rh .. 16. Okt . Durch die starke Strömung in -
folge des hohen Wasserstandes wurde ein Schleppdampfer ab-
getrieben und rammte die Hüninger Schiffsbrücke auf der ba-
dischen Seite . Zwei Joche wurden abgetrieben , blieben aber
an der Eisenbahnbrücke hangen . Ein Joch und der Dampfer
liegen zur Hälfte unter Wasser . Der Schaden ist beträchtlich .

DZ . Basel , 16. Okt . Der Gesamtarbeitsvertrag für da?
Holz - . Gipser - und Baugewerbe in Basel ist, nachdem beide
Parteien den letzten Vermittlungsvorschlag des Präsidenten
oer Basler Handelskammer , C. Köchlin . unverändert ange -
nommen haben , Mittwoch mittag von beiden Parteien unter -
zeichnet worden . Die Arbeit wird auf dem ganzen Platz atrt
17. Oktober wieder aufgenommen . Damit ist der 3Zwöchige

Cafe Odeon
Heute , Freitag abend ' 1,9 Uhr :

Abend hettererHusik
der verstärkten Hauskapelle Franz Dolezel

Aus dem Programm :
Ungarische Lustspielouvertüre . . . Keler Bela
Melodien aus „Paganini " Lehar
Conceit -Waltz . Rixner
Souvenir Drdla

Solist : Herr Xaver Raab (Saxophon )
K .662

Aufrechterhaltung der öffentl . Ruhe
uud Orduung tu Durlach .

Auf Grund des Art . 123 Abs . 2 der Reichsverfassung
Werden bis auf weiteres für das Gebiet der Stadt
Durlach alle Versammlungen itnter freiem Himmel
(Umzüge und Kundgebungen auss öffentlichen Straßen
und Plätzen ) wegen unmittelbarer Gefahr für die
öffentliche Sicherheit verboten

Veranstaltungen gesellschaftlicher oder kirchlicher Art ,
soweit sie herkömmlich und ohne besonderen politischen
Charakter sind , werden durch diese Anordnung nicht
betroffen . Q .970

Karlsruhe , den 17 . Oktober 1930 . OZ .60
Basisches Bezirksamt — Polizeidirektiou .

Soeben ist die Ausgabe 1930/31 erschienen !
Erhältlich Karl -Friedrich-Str. 18 . Verlag G . Braun

Anzeigen in der

Karlsruher Zeitung
(Bad. Staatsaazuieer)

!
haben großen

Erfolg !

MW VlldWDMe WWW
Bilanz auf 3t . Dezember 1929 .

Aktiva m
Hypotheken . . . . . . 404 446,60
Schuldscheindarlehen . . 159 956,68
Wechsel 15 160,46
Darlehen in lfd . Rechnung

l . bei Banken . . . . 108 226,99
2 . bei Privaten . . . . 65 452,66

Aufgewertete Darlehen . 414 065,32
Einnahmerückstände . . 33 428,72
Barbestand 16 247,57
Gerätschaften 1 -

1 216 986, -

Passiva
Spareinlagen . . . .
Giroeinlagen . . . .
Aufwertungseinlagen .
Aufwertungsfonds . .
Reinvermögen . . .

m,
664 446,89

9 835,01
428 765,37

63 905,15
50033,58

1 216 986, -

Berechnung des Reservefonds .
Der gesetzliche Reservefonds hat zu betragen :
5»/« aus 674 281,90 Einlagen . . . .
Er beträgt auf Schluß des Jahres 1929 . .

Somit mehr . . .
KönigSbach . den 1 . Juli 1930.

Der Varsttzeude des Verwaltungsrat » :
F r ä n k l e .

-- 33 714,09 m
= 50 033,58 m
= 16 319,49 StA

0968
Der « eschSftsleiter :

Schäfer .

Vermöge « XU
1 . Kassenbestand . . . . 10 565,04
2 . Guthaben bei Banken ,

Girozentralen und Post -
scheckamt 86 868,86

3. Darlehen a . Hypotheken 605 205,57
4 . Grundstückskaufgelder . 138 487,95
5 . Darlehen in lfd . Rech-

nung an Private . . 23 280,07
6. Darlehen auf Schuldfch . 211 366,93
7 . Darlehen an Gemeinden

und Gemeindeverbände 74 480, —
8 . a) Aufwertungs¬

forderungen . . . 235 369,99
b) Aufwertungsabrech »

nungskonto . . . . 124 844,36
9 . Einnahmerückstände . 57 967,08

10 . Grundstücke u . Gebäude 22 000, —
11. Gerätschaften . . . 4 000, —

1 594 435,85

Berechnung der Rücklagen .
Die gesetzliche Rücklage soll betragen :
8' /. aus 1125 369,91 XJt Einlagen . : :
Sie beträgt auf Schluß des Jahres 1929

Somit weniger • ■
Kandern , den 9 . August 1930.

Der Borsitjende des » erwattuugSratS t
Matter , Bürgermeister .

Verbiudlichkeiteu
1 . Spareinlagen (neue ) . . 1042 024,26
2. Aufgewert . Spareinlagen
3. Giro - und Kontokorrent -

einlagen
4. Sonstige Einlagen . .
5. Rücklagen :

a) gesetzlich Reservefonds
6. Reingewinn vom Jahre

1929 14 522,38

420210,79

78 345,65
5 000, —

34 332,77

1 594 435,85

= 90 029,59 M
= 48 855,15 m
= 41174,44 m

O .966
Der « eschSftsleiter e

Jenny .

m

Steinlieserung zum
Weinbau.

Bad . Rheinbauamt Freiburg
vergibt in öffentl . Verding -
ung die freie Lieferung von
5850 cdrn Rheinbausteinen
auf die Lagerplätze am Rhein
in 15 Losen , wobei auch in
Teilmengen angeboten wev
den kann . Die Angebot «
mit Aufschrift „ Steinliefe -
rung " versehen , sind ve »
schlössen und postfrei bis
Donnerstag , de« 30 . Oktober
1930 , vorm . IV Uhr , auf dem
Geschäftszimmer d . Rhein «
bauamtes Freiburg , Thurn -
feestraße 16, einzureichen ,
wo um diese Zeit die Er -
öffnung der Angebote statt -
findet . Die Vergebungsbe -
dingungen , welche nicht
abgegeben werden , liegen
hier und bei den Wasser -
baumeistern in Neuenburg ,
Breisach und Weisweil zur
Einsicht auf , auch können
daselbst Angebotsvordrucke
mit Leistungsverzeichnis in
Empfang genommen wer-
den . Zuschlagsfrist 15 . No-
vember 1930 . Q969

Samstag , 18. Oktob . 1930
* B 5 Th .-Gem . 1 - 100

und 301 —400

Scherz . Satire . 3» und
Lustspiel von Grabb «.

Regie : Baumbach .
Mitwirkende :

Ermarth , Rademacher .
Schreiner , Seiling , Brand ,
Dahlen , Gemmecke , Graf ,

Höcker, Hofpach , Just ,
O . Kienscherf , Kloeble ,

Kühne , Mchner , Müller ,
Prüter , Schneider , Schulze ,
v. d . Trenck, H . Kienscherf -

Anfang 20 Ende 22' /.
Preise A (0,70 - 5 m

So . 19. 10. Neu einstudiert :
Götterdämmerung .
KonzerthS . : Wann kommst
du wieder ? Mo . 20 . 10 . Die
Nibelungen . I . u . II . Abtlg

Druck G . Braun , Karlsruhe
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